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G E M E I N D E N  

Einbürgerungen: 
Viermal NEIN ^ 
'ESCHEN/VADUZ - Am Wochenende wur
de in den Gemeinden Eschen und Vaduz 
auch über Einbürgerungsgesuche befunden. 
In beiden Gemeintjen wurden j e  zwei Gesu
che um Einbürgerungen abgelehnt. 

In Eschen- hatte die Familie Bicer Fettah 
sowie Herr Bruno Sawatzki je ein Gesuch 
um Einbürgerung gestellt. Zu  beiden Gesu
chen sagte die Mehrheit der Stimmberech
tigten Nein. Zum Gesuch der Familie Bicer 
Fettah stimmten 63,3 Prozent mit Nein, das 
Gesuch von Bruno Sawatzki wurde mit 52,2 
Prozent knapp abgelehnt. Die Stimmbeteili
gung betreffend Einbürgerung lag bei 74,8 
Prozent. Die Zahl der Stimmberechtigte war 
1182. 

In Vaduz hatten Öner Bahar sowie Eris_J 
Hüseyin um Einbürgerung ersucht, Beide 
Gesuche wurden von der Mehrheit der Va
duzer Stimmbürger abgelehnt. 58,4 Prozent 
der 806 gültigen Stimmen sagten Nein zur 
Einbürgerung von ö n e r  Bahr, 57,2"Prozent 
stimmten gegen die Einbürgerung von Eris 
Hüseyin. 

Haus wird saniert 
PLANKEN - Die Stimmberechtigten von 
Planken haben gestern einem Verpflich-

< 

tungskredit zur Sanierung des Haus Nr. 22  
in Planken klar zugestimmt. 66 Prozent oder 
115 der gültigen Stimmen votierten für den 
Kredit über 1 525 000 Franken. 59 Stimm
berechtigte votierten gegen den Verpflich
tungskredit. An der Abstimmung nahmen 
176 der 219 Stimmberechtigten in Planken 
teil. 

NachWahMndiöGeschätts-
pFÜtlingskommisision 
SCHELLENBERG - Für die Geschäfts-
prü/ungskommission der Periode^2Ö03 bis 
20(17 galt es am Wocn<^ende/fn der Ge
meinde Schellenberg ein Mitglied nachzu-

^Einzige Kandidatin war Karin 
Brendle. Sie wurde mit 327 Stimmen ge-

^vählt. Die Zahl der Stimmberechtigten war 
5 0 5 T \  ' 

«Eine verpasste Chance» 
Eine klare Mehrheit der Liechtensteiner stimmt für staatliche NBU-Subvention 

VADUZ - Liechtensteins Arbeit
n e h m e r  e rha l ten  wei terhin 
einen Staatszuschuss zur  Nicht-
berufsunfallversicherung (NBU). 
6 6 , 2  Prozent d e s  Volkes stimm
t e  gegen eine Abschaffung d e r  
veralteten Subvention. 
»Komella Pteltter 

Der Mensch will Verluste vermei
den. Diese psychologische Grundre
gel bekam die liechtensteinische Re
gierung bei der Volksabstimmung 
über den Staatsbeitrag zur Nichtbe-
rufsunfallversicherung (NBU) am 
Sonntag deutlich zu spüren. Zwar 
ging es pro Monat und Arbeitneh
mer  lediglich u m  knapp einen 
«Fünfliber», doch zeigten sich nur 
33,8 Prozent der 17 190 stimmbe
rechtigten Bürger bereit auf diesen 
Zustupf zu verzichten. Die Wahlbe
teiligung lag bei 69,2 Prozent. Eine 
klare Mehrheit von 66,2 Prozent 
sprach sich an den Urnen dafür aus, 
die Subvention beizubehalten. 

Verantwortung wahrgenommen 
«Eine verpasste Chance» nannte 

Sozialminister Hansjörg Frick das 
Ergebnis bei einer Medienkonfe
renz im Regierungsgebäude in Va-.  
duz. Die Stimmbürger hätten die 
Zeichen der Zeit noch nicht er
kannt. Zwar sei sich die Regierung 
im Vorfeld bewusst gewesen, wie 
unpopulär die Abschaffung eines 
Staatszuschusses sei. Trotz der im 
nächsten Jahr bevorstehenden Par
lamentswahlen habe sie sich aber 
nicht gescheut, die Verantwortung 
für Liechtenstein' wahrzunehmen. 
Die, demokratische Entscheidung 
des Volkes respektiere und akzep-

Tatsächlich hat nur knapp die 
Hlilfte der  Bevölkerung von der 
NBU-Subvention Vorteile. Nur 
Arbeitnehmer profitieren, nicht 
aber Hausfrauen, Rentner - eben 
nicht Erwerbstätige. Die Prämie 
ist vom Lohn abhängig, sprich 
von 1,287 Prozent des versicher
ten Lohnes zahlt der Staat ein 
Drittel. Bei einem Jahreslohn von 
50 000 Franken beträgt die NBU-
Prämie 53,60 Franken pro Monat, 
wovon das Land 17,85 Franken 
bezahlt. Bei einem Jahreslohn von 
106 800 Franken beträgt die 
NBU-Prämie 114,55 Franken, wo
von das Land 38,20 Franken be
zahlt. Wer mehr verdient, profi
tiert auch mehryoi} der NBU-Sub
vention. 

Sozlalmlnister Hansjörg Frick: Regierung hat sich nicht gescheut, eine 
unpopuläre Verantwortung für Liechtenstein wahrzunehmen 

tiere die Regierung, wohl wissend, 
dass mit der nun nicht mehr mög
lichen Einsparung der Subvention 
der  Handlungsspielraum kleiner 
werde, auf zukünftige gesellschaft
liche Entwicklungen zu reagieren. 
Die Regierung werde, so Hansjörg 
Frick, die langfristige Sicherung 
des Sözialstaates weiterhin an ers
ter Stelle ihrer Verantwortung se
hen. Die NBU-Subvention aber sei 
das falsche Instrument niedrige 
Einkommen aufzubessern. • 

Gegen soziale Ungleichheit 
Rund sieben Millionen Franken 

hoffte die Regierung/Hasler im an
gespannten Haushalt einzuspai'en, 
indem sie den Liechtensteinern 
mehr Mitverantwortung zutraute. 
Die obligatorische NBU stammt 
aus dem Jahre 1932, einer Zeit, in 
der Liechtenstein noch nicht im 
Wohlstand lebte und die Absiche
rung gegen Unfälle ausserhalb ihrer 
Arbeitszeit für Arbeitnehmer ein 
Segen, weil die oft in ihrer Freizeit 
zusätzlich in der Landwirtschaft ar* 
beiten mussten. 1967 schaffte auch; 
die Schweiz diese Subvention^ ab, 

.' Weil der Zuschuss zur NBU «eher 
zu einer Ungleichheit führt». • 

Finanzpolitische Gründe 
Eigentlich war man sich bereits 

einig: Nifcht nur die FBP-Regie-
rung, sonejern auch liechtensteini
sche Parlament wollten die sozial 
nicht ausgleichende Subvention aus 
finanzpolitischen Gründen in Zei
ten eines angespannten Haushalts 
abschaffen. A m  29. Dezember 
2003 aber reichte der Liechtenstei
nische Arbeitnehmerverband 
LANV das Referendum gegen den 
Landtagsbeschluss ein. 

Unterstützt von der Vaterländi
schen Union setzten sich die Be
fürworter der  Subvention' klar 
durch; Die Psychologie, die für 
Entscheidungen in der Wirtschaft 
gilt, scheint sich auch für  die 
NBU-Subvention zu bewahrhei-

;• ten: Die Angst Vör-'Verlust wiegt 
V-schwerer, /wöbei Gewinn und Ver

lust stets eine Frage der  Perspekti
ve ist. 

Oberland: 68 °/o der Stimmbürger wollen die staatliche NBU-Subvention 
nicht abschaffen. 

Im Unterland lehnten 63,1 % die Abschaffung des NBU-Zuschusses des 
Landes ab. 

«Korrekturen nicht leicht durchzubringen» 
Stimmen zum Resultat der Abstimmung zur Abschaffung des NBU-Landesbeitrages 

Alois B f c k  
(FBP): «Auf 
Grund der Stim
mung im Vorfeld 
der Abstimmung 
habe ich eine 
deutliche Ableh
nung erwartet, 
was sich nun be
wahrheitet hat.  

Naturgemäss sind Korrekturen beim 
staatlichen Leisföngsangebot bei den 
Stimmbürgern lind Stimmbürgerinnen 
nicht leicht durchzubringen. Einmal 
beschlossene Ausgaben haben ein 
grosses Beharrungsvermögen. Nach 
meinem Empfinden wäre die Abschaf
fung des NBU-Landesbeitrages sozial 
verträglich gewesen. Das Schlagwort 
«Sozialabbau» jedoch hat die Entfal
tung von anderen Argumenten nicht 
mehr zugelassen. Das hohe Niveau des 
liechtensteinischen Sozialsystems 
leann langfristig nur erhalten  \yerden, 
wenn die staatlichen Leistung im Sozi-' 
albereich zielgerichtet eingesetzt wer

den. Das ist und bleibt die Herausfor
derung der liechtensteinischen Wirt
schaft und Gesellschaft.» ' 

Sigi Langen
bahn, Präsident 
LANV: «Bin 
ü b e r g l ü c k l i c h ,  
dass die Stimm
bürgerinnen und 
Stimmbürger sich 
gegen die Strei
chung des NBU-
Landesbei t rages  
a u s g e s p r o c h e n  

haben. Es war sicher ein harter Ab
stimmungskampf über die letzten drei 
Monate, darum möchte ich allen dan-

i,  die uns während dieser Zeit aktiv 
und, auch moralisch unterstützt haben. 
Es mqss nun nicht beim jetzigen Sys
tem bleiben. Wir, der LANV, haben 
zwar immer gesagt, dass wir  das jetzi
ge System gut finden. Aber sicherlich 
können Verbesserungen angebracht 
werden, vor allem zu Gunsten der un

teren EinkommensHlassen. Wir haben 
uns anerboten, mit qeji Regierung zu
sammenzuarbeiten, was natürlich auch 
nach dieser Abstimmung noch gilt. 
Grundsätzlich wollen wir uns allge
mein bei sozialpolitischen Themen 
vermehrt einbringen. Das Abstim
mungsergebnis hat diesbezüglich ge
zeigt, dass die Bevölkerung das von 
uns erwartet.» 

Markus Büchel 
(FBP): «Schade, 
dass man auch in 
'den nächsten Jah
ren Millionen von 
Franken für etwas 
ausgeben wird, 
das nichts mit ei
nem sozialen Ge
danken zu tun hat. 
Das Giesskann annp?r 

ntlt er-prinzip wird beibehalten und dan 
reicht diejenigen, die es wirklich nötig 
hätten, nicht die entsprechende Hilfe. 
In Zukunft kann man vielleicht im Zu

sammenhang mi t  anderen sozialen In
stitutionen eiKen Votstoss machen, um 
die vorhandenfrfMituil gerechter und 
zielgerichteterSm^yerteilen. Das Ab-
stimjnungsresultatjst zu akzeptieren.» 

Monika Bereiter 
[FBP): «Ich bin 
enttäuscht über 
das Abstim-
m j u n g s r e s u l t a t ,  
weil ich glaube, 
dass eine Chance 
verpasst wurde, 
das /Giesskannen-
prinzip im Sozial

bereich abzuschaffen. Die eingesparten 
Millionen hätten gezielt im Sozialwe
sen eingesetzt werden/Können. Ich ak
zeptiere selbstverständlich den Volks
entscheid ohne wenn und aber.» 

\ • " 
. Die VU-Abgeordneten Ingrid Hassler-
Geriier, Dorothde Laternser und Erich 
Sprenger waren für telefonische Stel
lungnahmen leider nicht zu erreichen. 

F A C T B O X  

NBU-Subvention im 
Überblick: 
Vaduz: Ja 581 (38.9%); Nein 
911 (61.1%); Stimmbet. 65.2%. 
Balzers: Ja 450 (28.5%); Nein 
1130 (71.5%); Stimmbet. 

•68.0%. Planken: Ja 73 
4£42.4%);'; Nein 99 (57.6%); 

'Stimmbet; 80.4%. Schaan: Ja 
642 (35.1%);Nein 1186 
(64.9%); Stimmbet. 67.8%. 
THesen: Ja 388 <28.5%); Nein 
973(71,5%); Stimmbet. 63.7%7 
Triescnberg: Ja 274 25.3%); 
Nein 811 (74.7%); Stimmbet. 
70.3%. 
Eschen: Ja 407 (30.8%): Nej 
915 (69.2%); StimmbetJ&W 
Gamprln: Ja 233 (40.9%); 
Nein 336 (59.1%); Stimmbet̂  
81.9%. Mauren: Ja 447 
(38.8%); Nein 704 (61.2%); 
Stimmbet. 69.5%. Ruggell: Ja 
289 (37.9%); Nein 474 (62.1 %); 
Stimmbet. 77.4%. Schellen-
be'rg: Ja 172 (43,5%); Nejn 223 
(£>615%); Stimmbet, 7p.8%. ' 


